
Pulheim, 03.0 3 .2 023

12. Änderung

der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen

für die Tageseinrichtungen für Kinder und die Offene Ganztagsgrundschule

sowie von Kostenbeiträgen für die Kindertagespflege

in der Stadt Pulheim vom 20.06.2006

Aufgrund

des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung

vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW.

S. 490), in Kraft getreten am 26. April und am 1. Januar 2023 (Nummer 13 und 14),

des § 90 Abs. 1 Satz 3 Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBI.

I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2022 (BGBI. I S. 2824),

der §§ 50, 51 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz — KiBiz) - Sechstes

Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - vom 3.12.2019 (Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Dezem-

ber 2019 (GV. NRW. S. 894, ber. 2022 S. 77)), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV.

NRW. S. 509), in Kraft getreten am 1. August 2022

und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV.

NW. S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2022 (GV. NRW. S. 1063), in Kraft

getreten am 15. Dezember 2022,

sowie des Runderlasses des Ministeriums für Schule, Jugend und Kinder des Landes Nordrhein-Westfalen vom

12.02.2003 (ABI. NRW S.43), zuletzt geändert durch Runderlass des Ministeriums für Schule und Bildung vom

07.12.2022 (ABI. NRW. 12/22), hat der Rat der Stadt Pulheim in seiner Sitzung am 14.02.2023 folgende 12. Änderung

der Satzung vom 20.06.2006 beschlossen:

§ 1 Beiträge

Für die lnanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung und einer Offenen Ganztagsgrundschule erhebt die Stadt Pul-

heim ab dem 01.08.2006 eine monatliche, öffentlich-rechtliche Gebühr (Elternbeitrag) zum öffentlichen Finanzierungs-

anteil an den Jahresbetriebskosten. Für die lnanspruchnahme von Angeboten der Kindertagespflege wird ein Kosten-

beitrag erhoben. Die Beiträge werden in Abhängigkeit zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Beitragspflichtigen

und der vereinbarten Betreuungsstunden pauschaliert festgesetzt.

§ 2 Beitragspflichtige

1. Beitragspflichtig sind die Eltern. Lebt das Kind nachweislich (amtliche Meldebestätigung) nur mit einem Elternteil

zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der

Änderung der tatsächlichen Verhältnisse festzusetzen, es sei denn, diese treten zum 1. des Monats ein. Dann ist

der Elternbeitrag bereits zum Beginn desselben Monats neu festzusetzen.

Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuergesetz

gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten diese an die Stelle der Eltern. Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-

samtschuldner.



2. Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht dem Schuljahr. Die Beitragspflicht wird durch Schlie-

ßungszeiten der Einrichtung nicht berührt.

3. Der Träger kann ein Entgelt für das Mittagessen verlangen.

§ 3 Beitragsbemessung

18esuchen mehrere Kinder einer Familie oder von Personen, die nach § 2 an die Ste Ile der Eltern treten, gleichzeitig

eine Tageseinrichtung für Kinder, eine offene Ganztagsgrundschule oder nehmen eine Kindertagespflege in Anspruch,

für die durch die Stadt Pulheim Elternbeiträge erhoben werden, wird der Beitrag nur für das Kind erhoben, das rech-

nerisch den höchsten Beitrag auslöst. 2Ergeben sich gleich hohe Beiträge, so ist für das älteste Kind der Beitrag zu

zahlen.

3Die lnanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch Kinder, die bis zum

30. September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden

Kindergartenjahres bis zur Einschulung beitragsfrei.

4Bei der Geschwisterregelung sind Kinder, deren Betreuung gem. § 3 S. 3 elternbeitragsfrei ist, so zu berücksichtigen,

als ob für sie der höchste Elternbeitrag zu leisten wäre.

666 der Geschwisterregelung gem. § 3 S. 1 und 2 sind in Pulheim wohnhafte Kinder, die ein Angebot der Kinderta-

gesbetreuung (Kindertageseinrichtung, Kindertagespflege) oder eine offene Ganztagsschule außerhalb des Pulheimer

Stadtgebietes besuchen und dort beitragspflichtig sind und für die durch die Stadt Pulheim keine Elternbeiträge erho-

ben werden, so zu berücksichtigen, als ob für sie der höchste Elternbeitrag an die Stadt Pulheim zu leisten wäre. 6Die

vorgenannte Regelung gilt auch, wenn die Kindertagesbetreuung aufgrund des Fa Iles des § 3 S. 4 beitragsbefreit ist.

1. Die Höhe der Elternbeiträge richtet sich für den Besuch einer Kindertageseinrichtung oder die lnanspruchnahme

der Kindertagespflege nach dem Betreuungsumfang nach § 6 der Satzung und dem Jahreseinkommen (§ 5) und

ergibt sich aus der Beitragstabelle nach Ziffer 4.

lm Fall des § 2 Absatz 1 Satz 5 ist ein Eltembeitrag zu zahlen, der sich nach der Elternbeitragsstaffel für die zweite

Einkommensstufe ergibt, es sei denn, nach § 3 Satz 1 ergibt sich ein niedrigerer Beitrag.

2. Die Höhe der Elternbeiträge richtet sich für den Besuch einer Offenen Ganztagsgrundschule nach § 7 der Satzung

nach dem Jahreseinkommen und ergibt sich aus der Beitragstabelle nach Ziffer 4.

3. Auf Antrag werden Elternbeiträge ganz oder teilweise erlassen, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht

zuzumuten ist (§ 90 Abs. 4 SGB VW).
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4. Beitragstabellen

4.1 Beitragstabelle für OGS, U3- und Ü3-Kinder in Kindertagesstätten und Kindertagespflege bis 31.12.2020 sowie
für OGS, U3- und Ü3-Kinder in Kindertagesstätten ab 01.01.2021

Einkommens-
stufen

OGS
03-

25 Std.

U3 -

25 Std.

03-

35 Std.

U3

35 Std.

03

45 Std.

U3

45 Std.

Alle Betreu-
ungs-formen

1. Kind 1. Kind 1. Kind 1. Kind 1. Kind 1.Kind 1. Kind
Weitere Kin-
der

bis 12.000 € 0 0 0 0 0 0 0 0,00

bis 24.000 E 24,00 € 21,00 € 21,00 € 29,00 E 29,00 € 38,00 E 38,00 € 0,00

bis 36.000 E 50,00 € 45,00 € 52,00 € 62,00 € 72,00 € 80,00 € 92,00 € 0,00

bis 48.000 € 81,00 € 72,00 E 83,00 € 101,00 E 117,00 E 130,00 € 150,00 E 0,00

bis 60.000 € 113,00 € 100,00 € 115,00 € 139,00 € 160,00 € 179,00 € 206,00 € 0,00

bis 72.000 € 150,00 € 133,00 € 153,00 E 177,00 € 204,00 € 239,00 € 275,00 € 0,00

bis 84.000 € 180,00 € 166,00 € 191,00 E 233,00 E 268,00 € 299,00 E 344,00 € 0,00

bis 96.000 € 180,00 € 175,00 € 201,00 € 245,00 € 282,00 € 314,00 € 362,00 € 0,00

über 96.000 € 180,00 € 184,00 € 212,00 € 258,00 € 297,00 € 330,00 € 381,00 E 0,00

4.2 Beitragstabelle für U3-Kinder in der Kindertagespflege (ab 01.01.2021)

Einkommens-
stufen

Bis zu
15 Std.

Bis zu
20 Std.

Bis zu
25 Std.

Bis zu
30 Std.

Bis zu
35 Std.

Bis zu
40 Std.

Bis zu
45 Std.

Alle Betreu-
ungs-formen

1. Kind 1. Kind 1. Kind 1. Kind 1. Kind 1.Kind 1. Kind
Weitere Kin-
der

bis 12.000 E 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 E 0,00 E 0,00 € 0,00 E 0,00

bis 24.000 € 12,60 € 16,80 E 21,00 € 24,86 € 29,00 € 33,78 € 38,00 € 0,00

bis 36.000 € 31,20 € 41,60 E 52,00 € 61,71 € 72,00 € 81,78 E 92,00 E 0,00

bis 48.000 € 49,80 € 66,40 € 83,00 € 100,29 € 117,00 € 133,33 € 150,00 E 0,00

bis 60.000 € 69,00 € 92,00 € 115,00 € 137,14 € 160,00 € 183,11 € 206,00 € 0,00

bis 72.000 € 91,80 € 122,40 € 153,00 € 174,86 € 204,00 € 244,44 € 275,00 € 0,00

bis 84.000 € 114,60 € 152,80 E 191,00 € 229,71 € 268,00 € 305,78 € 344,00 € 0,00

bis 96.000 € 120,60 E 160,80 € 201,00 € 241,71 € 282,00 € 321,78 € 362,00 € 0,00

über 96.000 € 127,20 € 169,60 € 212,00 € 254,57 € 297,00 € 338,67 € 381,00 € 0,00
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4,3 Beitragstabelle für Ü3-Kinder in der Kindertagespflege (ab 01.01.2021)

Einkommens-
stufen

Bis zu
15 Std.

Bis zu
20 Std.

Bis zu
25 Std.

Bis zu
30 Std.

Bis zu
35 Std.

Bis zu
40 Std.

Bis zu
45 Std.

Alle Betreu-
ungs-formen

1. Kind 1. Kind 1. Kind 1. Kind 1. Kind 1.Kind 1. Kind
Weitere Kin-

der

bis 12.000 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00

bis 24.000 € 12,60 € 16,80 € 21,00 € 24,86 € 29,00 € 33,78 € 38,00 € 0,00

bis 36.000 € 27,00 € 36,00 € 45,00 € 53,14 € 62,00 € 71,11 € 80,00 € 0,00

bis 48.000 € 43,20 € 57,60 € 72,00 € 86,57 € 101,00 € 115,56 € 130,00 € 0,00

bis 60.000 € 60,00 € 80,00 € 100,00 € 119,14 € 139,00 € 159,11 € 179,00 € 0,00

bis 72.000 € 79,80 € 106,40 € 133,00 € 151,71 € 177,00 € 212,44 € 239,00 € 0,00

bis 84.000 € 99,60 € 132,80 € 166,00 € 199,71 € 233,00 € 265,78 € 299,00 € 0,00

bis 96.000 € 105,00 € 140,00 € 175,00 € 210,00 € 245,00 € 279,11 € 314,00 € 0,00

über 96.000 € 110,40 € 147,20 € 184,00 € 221,14 € 258,00 € 293,33 € 330,00 € 0,00

5. Für Kinder, die im Kindergartenjahr drei Jahre alt werden, wird einschließlich des Monats der Vollendung des dritten

Lebensjahres der Beitrag für ein U3-Kind und ab dem Folgemonat der Beitrag für ein Ü3-Kind erhoben. Devon

ausgenommen sind Kinder, die bis zum 01.11. eines begonnenen Kindergartenjahres das dritte Lebensjahr voll-

enden. Diese Kinder werden für das gesamte Kindergartenjahr als Ü3-Kind eingestuft und für diese Kinder wird ab

Beginn des Kindergartenjahres der Beitrag für ein Ü3-Kind erhoben.

§ 4 Auskunfts- und Anzeigepflichten

1. Bei der Anmeldung geben die Beitragspflichtigen dem Träger der Einrichtung / der Schule ihre Namen und Anschrift

und den Namen, Anschrift und Geburtsdaten des Kindes an; die Daten sowie Aufnahme- und Abmeldedaten wer-

den nach Abschluss des Betreuungsvertrages der Stadt übermittelt.

2. Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltem der Stadt schriftlich anzugeben und nachzuweisen,

welche Einkommensstufe gemäß der Anlage zur Satzung ihren Elternbeiträgen zu Grunde zu legen ist. Dazu rei-

chen sie den dafür vorgesehenen Vordruck „Erklärung zum Nachweis des Einkommens" mit den erforderlichen

Nachweisen (Einkommenssteuererklärung, Verdienstabrechnungen etc.) ein. Wird der Erklärungsvordruck nicht

eingereicht, oder werden keine Angaben zur Einkommenshöhe gemacht, oder werden die geforderten Nachweise

nicht geführt, ist der höchste Elternbeitrag zu leisten.

3. Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zur Einstufung in eine höhere Einkommensstufe führen könnten,

sind unverzüglich anzugeben.

4. Die Stadt Pulheim ist berechtigt, die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Beitragspflichtigen jährlich

zu überprüfen.
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§ 5 Bestimmung des maßgeblichen Einkommens

1. Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Jahreseinkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2

des Einkommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des

zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen nach Satz 1 sind steuerfreie Einkünfte, Un-

terhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern

und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Abfindungen sind ab dem der Auszahlung

folgenden Monat dem ermittelten Einkommen über einen Zeitraum von 12 Monaten hinzuzurechnen. Das Kinder-

geld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. Ferner bleibt

das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) in der Fassung der Bekanntmachung

vom 27. Januar 2015 (BGBI. I S. 33), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BLGI. I

S. 2510) geändert worden ist, bis zur Höhe der in § 10 BEEG genannten Beträge unberücksichtigt. Den Einkünften

aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung eines Mandats, aufgrund dessen für den Fall

des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Ste Ile eine Abfindung zusteht oder eine Nach-

versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgt (z.B. Beamte, Abgeordnete), ist ein Betrag von 10 v.

H. der Einkünfte hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes weitere Kind sind die für diese Kinder nach § 32 Abs. 6

Einkommensteuergesetz zu gewährenden Freibeträge vom ermittelten Einkommen abzuziehen.

2. Die Beitragserhebung erfolgt zunächst auf der Grundlage des nachzuweisenden Einkommens des dem Beitrags-

zeitraum vorangehenden Kalenderjahres. Hat sich zum Zeitpunkt der Beitragserhebung bereits eine Änderung ge-

genüber dem Vorjahr ergeben oder ändert sich das Einkommen im Beitragszeitraum und wird hierdurch für die

Beitragserhebung eine andere Einkommensgruppe maßgeblich, so ist das Zwölffache des neu erzielten vollen

Monatseinkommens zu Grunde zu legen. Dann sind auch Einkünfte hinzuzurechnen, die im laufenden Jahr anfallen

(z.B. Sonderzuwendungen, Urlaubs- oder Weihnachtsgeld, Einmalzahlungen etc.). Der Elternbeitrag ist ab dem

Kalendermonat nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen, es sei denn, die Änderung tritt zum 1. eines Monats

ein. Dann ist der Elternbeitrag bereits zum Beginn desselben Monats neu festzusetzen.

Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 2 auf das zu erwartende Jahresein-

kommen abzustellem

3. Beitragspflichtige, die Empfänger von laufenden Leistungen zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes nach dem

Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II), dem Zwölften Sozialgesetzbuch (SGB XII) oder nach dem Asylbewerberleis-

tungsgesetz sind oder Beitragspflichtige, die Empfänger von Kinderzuschlägen gemäß § 6 a des Bundeskinder-

geldgesetzes sind oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten, werden für die Dauer des nachgewiesenen

Bezuges dieser Leistung ohne Prüfung der tatsächlichen Höhe des Jahreseinkommens in die erste Einkommens-

stufe eingruppiert.

§ 6 Vereinbarung von Betreuungsstunden in Kindertageseinrichtungen

und Kindertagespflege

1. Der Elternbeitrag für die Kindertageseinrichtungen ergibt sich in Anwendung der Beitragstabelle aus der entspre-

chenden Einkommensstufe (Jahreseinkommen) und dem zwischen Beitragspflichtigen und dem Leistungsanbieter

(Träger der Einrichtung/Pflegestelle) vereinbarten Betreuungsstunden. Die Beiträge werden neben den Einkom-

mensgruppen pauschaliert nach folgender Aufstellung weiter gestaffelt:
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a) Betreuung bis zu 25 Wochenstunden

b) Betreuung von 26 bis zu 35 Wochenstunden

c) Betreuung von 36 bis zu 45 Wochenstunden

2. Der Elternbeitrag für die Kindertagespflege ergibt sich ab dem 01.01.2021 in Anwendung der Beitragstabellen aus

der entsprechenden Einkommensstufe (Jahreseinkommen) und dem zwischen den Beitragspflichtigen und dem Leis-

tungsanbieter (Pflegestelle) vereinbarten Betreuungsstunden. Die Beiträge werden neben den Einkommensgruppen

pauschaliert nach folgender Aufstellung weiter gestaffelt:

a) Betreuung bis zu 15 Wochenstunden

b) Betreuung bis zu 20 Wochenstunden

c) Betreuung bis zu 25 Wochenstunden

d) Betreuung bis zu 30 Wochenstunden

e) Betreuung bis zu 35 Wochenstunden

4 Betreuung bis zu 40 Wochenstunden

g) Betreuung bis zu 45 Wochenstunden

3. Der Beitrag wird unabhängig von der tatsächlichen lnanspruchnahme erhoben. Für den Fall eines ordentlichen

Streiks bei den städtischen Kindertageseinrichtungen erfolgt die anteilige Rückerstattung des Elternbeitrags ab

dem ersten vollen Streiktag. Das gilt nicht, wenn ein Notgruppenprogramm in der bestreikten Kindertagesstätte

oder einer anderen Einrichtung angeboten werden kann.

4. Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtung (Ferien etc.) nicht berührt.

5. Die Beitragspflicht beginnt mit dem 01. des Monats, in dem das Kind in die Einrichtung aufgenommen wird. Sie

endet grundsätzlich mit Ablauf des Kindergartenjahres, mit dem das Kind die Einrichtung verlässt. Das Kindergar-

tenjahr entspricht dem Schuljahr. Weiterhin entfällt die Beitragspflicht mit Wirksamwerden der Kündigung des

Betreuungsvertrages.

§ 7 Betreuung in der Offenen Ganztagsgrundschule

1. Grundlage für die Betreuung in der Offenen Ganztagsgrundschule ist der zwischen der Schule und den Eltern bzw.

mit den an die Ste Ile der Eltern tretenden Personen zu schließende Betreuungsvertrag. Über die Aufnahme ent-

scheidet die Schule im Rahmen der vorhandenen Betreuungsplätze. Der Betreuungsvertrag bindet die Vertrags-

parteien für die Dauer eines Schuljahres; er verlängert sich bis zum Übergang in die weiterführende Schule jeweils

um ein weiteres Schuljahr, wenn er nicht bis zum 31.01. des laufenden Schuljahres gekündigt wird. In Einzelfällen

(z.B. Umzug o.ä.) entscheidet die Schule in Abstimmung mit dem Träger der Offenen Ganztagsgrundschule über

die vorzeitige Beendigung des Vertrages.

2. Die Regelbetreuungszeit beginnt um 8.00 Uhr und endet um 16,00 Uhr, soweit in dieser Zeit kein Unterricht statt-

findet.
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3. Der Elternbeitrag für die Inanspruchnahme der Offenen Ganztagsgrundschule ergibt sich in Anwendung der Bei-

tragstabelle aus der entsprechenden Einkommensstufe (Jahreseinkommen).

§ 8 Erhebung und Festsetzung der Eiternbeiträge

1. Elternbeiträge werden für jeden Monat erhoben, für den ein Betreuungsvertrag besteht.

2. Die Festsetzung erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Wird der Bescheid maschinell erstellt, so ist dieser ohne

Unterschrift gültig.

§ 9 Fälligkeit, Ausgleich von Unterschiedsbeträgen, Vollstreckung

1. Die Elternbeiträge sind ab Betreuungsbeginn bis zum 15. eines jeden Monats zu zahlen und werden stets als voile

Monatsbeiträge erhoben.

2. Etwaige sich aus einer späteren Beitragsfestsetzung ergebende Überzahlungen sind mit den nächsten fälligen

Monatsbeiträgen zu verrechnen; sich ergebende Nachzahlungsverpflichtungen sind mit dem nächsten Monatsbei-

trag zu erfüllen.

3. Rückständige Eltembeiträge werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. Maßgebend hierfür sind die

Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW in der jeweils geltenden Fassung.

§ 10 lnkrafttreten

Die Änderungen der §§ 3 und 5 treten zum 01.01.2023 in Kraft.

Bekanntmachung der 12. Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Taqeseinrich-

tungen für Kinder und die Offene Ganztagsgrundschule sowie von Kostenbeiträgen für die Kindertacies-

pflege in der Stadt Pulheim vom 20.06.2006

Die vorstehende 12. Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Tageseinrichtungen für

Kinder und die Offene Ganztagsgrundschule sowie von Kostenbeiträgen für die Kindertagespflege in der Stadt Pulheim

vom 20.06.2006 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für

das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung

nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Pulheim, den
03.03.2-0/3

Der Bürgermeister

yee-4.0—)

Frank Keppeler
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